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Liebe Leserinnen und Leser,

diese Woche hatte die Bundeskanzlerin die Gruppe der Frauen,
zu der ich auch gehöre, zu einem Gesprächsabend in ihre Räume
ins Kanzleramt eingeladen. Während des Abendessens, aber auch
davor und danach, war Frau Merkel gelassen, gut gelaunt und ge-
sprächig. Ich frage mich, wie sie das bei ihrem vollen Terminkalen-
der schafft. Die Gespräche pendelten zwischen aktuellen politi-
schen Themen und dem Privatleben der Kanzlerin. Sie schilderte
uns zum Beispiel, wie sie versucht, aus ihrer geringen privaten Zeit
einen normalen Alltag zu machen.

An der aktuellen Diskussion über den deutschen Sozialstaat be-
teiligten wir uns natürlich auch. Dieses Thema bewegt jeden, sei
es, weil man vom Nachbarn weiß, dass er sich gut in Hartz IV ein-
gerichtet hat, oder weil Freunde, Verwandte oder man selbst Arbeit
sucht. Und dass die große Mehrheit ernsthaft sucht und sich nicht
ausruht, davon bin ich überzeugt. Wir müssen aufhören, uns in
dieser Diskussion gegenseitig Vorwürfe zu machen. Westerwelle
hat ja Recht mit seiner Aussage, dass sich Leistung lohnen muss.
Nur ist die Art und Weise, wie er sich ausgedrückt hat, zu pole-
misch.

Wer arbeitet und mit seinem Gehalt und den darauf zu zahlen-
den Steuern und Abgaben zur Wirtschaftsleistung Deutschlands
beiträgt, muss zum Schluss mehr übrig haben als Menschen, die
ihren Lebensunterhalt durch staatliche Gelder bestreiten und da-
mit von der arbeitenden Bevölkerung finanziert werden. Es darf
nicht sein, dass Hartz-IV-Empfänger Arbeitsangebote ablehnen,
weil sie sich durch Arbeit finanziell schlechter stellen würden. Hier
müssen wir ansetzen und hier werden wir ansetzen, wie es Minis-
terin von der Leyen gestern im Bundestag deutlich gemacht hat.

Ihre

Auszug aus meinem Kalender:

Montag, 22. Februar
Landesgruppensitzung RLP und Saarland

Dienstag, 23. Februar
Arbeitsgruppe Arbeit und Soziales
Parlamentskreis Mittelstand CDU/CSU
Fraktionssitzung
Gespräch mit Auszubildenden der Berufs-
bildenden Schule Bad Neuenahr-Ahrweiler
Gesprächsabend mit der Gruppe der Frau-
en bei der Bundeskanzlerin

Mittwoch, 24. Februar
Ausschuss Arbeit und Soziales
Sportausschuss
Plenarsitzung
Jahresempfang des Bundesverbandes Mit-
telständische Wirtschaft
SWR-Parlamentariertreff 2010

Donnerstag, 25. Februar
Gedankenaustausch mit dem Zentralver-
band des deutschen Handwerks
Plenarsitzung
Gesprächskreis mit anderen Abgeordneten

Freitag, 26. Februar
Gespräch mit Vertretern vom Bund der
Selbstständigen RLP

Plenarsitzung
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Verfassungsgerichtsurteil
zu Hartz IV umsetzen
Die Regierungskoalition wird das Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts schnell umsetzen. Zur Neuberechnung
der Bedarfssätze für Kinder ist allerdings Vorausset-
zung, dass Datenmaterial vorliegt. Das ausgewertete
Datenmaterial des Statistischen Bundesamtes wird erst
im September zur Verfügung stehen. Bundesarbeitsmi-
nisterin Ursula von der Leyen wird deshalb in einem ers-
ten Schritt grundsätzliche Fragen zum Verhältnis von
finanzieller Leistung und Sach- und Dienstleistungen
klären. Darüber hinaus wird auch zu entscheiden sein,
inwieweit nach dem Urteil des Bundesverfassungsge-
richts Pauschalisierungen sinnvoll und notwendig sind.

Zudem muss auch der Frage nachgegangen werden, wie
die unterschiedliche Umsetzung in den Bundesländern
vereinheitlicht werden kann. Das Prinzip, dass Hartz IV
dazu dienen soll, so schnell wie möglich wieder in Arbeit
zu kommen, muss noch deutlicher werden als bisher.
Die Umsetzungsfragen sind im Zusammenhang mit der
Neuregelung der Verwaltungsstrukturen zu klären. Hier
wird jetzt geprüft, inwieweit die SPD sowohl im Bun-
desrat als auch im Bundestag bereit ist, mehr für Opti-
onskommunen zu tun.

Bewaffneter Konflikt im
Norden Afghanistans
In dieser Woche wird im Deutschen Bundestag über das
neue Mandat für unseren Einsatz in Afghanistan ent-
schieden. Das Mandat sieht eine Anhebung der Perso-
nalobergrenze auf 5.350 Soldaten vor, von denen 350
Soldaten als flexible Reserve vorgehalten werden. Mit
dem neuen Mandatwird Deutschland seine Anstren-
gungen für den Aufbau und die Ausbildung der afghani-
schen Sicherheitskräfte nachhaltig erhöhen.

In der letzten Sitzungswoche hat Bundesaußenminister
Westerwelle in einer Regierungserklärung noch einmal
die Ziele und Schwerpunktsetzung des deutschen Enga-
gements in Afghanistan erläutert. Dabei hat er deutlich
gemacht, dass die Intensität der mit Waffengewalt aus-
getragenen Auseinandersetzung mit Aufständischen
und deren militärischen Organisationen die Bundesre-
gierung zu der Bewertung führt, die Einsatzsituation
von ISAF auch im Norden Afghanistans als „bewaffne-
ten Konflikt im Sinne des humanitären Völkerrechts“ zu
qualifizieren. Demnach trägt die afghanische Regierung
mit Unterstützung von ISAF einen bewaffneten Konflikt
mit Aufständischen (Taliban) aus. Diese Einstufung als
„bewaffneter Konflikt“ ist ein wichtiges politisches Sig-
nal und dient zugleich unseren Soldaten im Einsatz zur
Orientierung. Für die Bundesregierung sind für den Ein-
satz der Bundeswehr in Afghanistan damit die Regeln
des humanitären Völkerrechts maßgebend – und nicht
das deutsche Strafrecht. Aus der Neubewertung der La-
ge in Afghanistan ergibt sich keine Veränderung der
Einsatzgrundlagen der deutschen Polizisten.
iese Woche im Parlament
ie Bundesregierung unterrichtet uns in dieser Woche
ber die Wohnungs- und Immobilienwirtschaft in
eutschland. Die Wohnungs- und Immobilienwirt-

chaft steht seit einiger Zeit tief greifenden wirtschaft-
ichen und gesellschaftlichen Veränderungen gegenü-
er. Wichtige Herausforderungen sind die zunehmende

nternationalisierung der Wirtschafts- und Finanzmärk-
e, die verstärkte Regionalisierung der Wohnungsmärk-
e sowie der Klimawandel und die demografische Ent-
icklung in Deutschland. Um diese Herausforderungen
rfolgreich zu bewältigen, sind integrative Handlungs-
nsätze in der Raumordnungs-, Stadtentwicklungs- und
ohnungspolitik unverzichtbar.

er Jahresbericht 2008 des Wehrbeauftragten (50.
ericht) befasst sich im Schwerpunkt mit der Ausstat-

ung der Truppe und dem Sanitätsdienst. Der Wehrbe-
uftragte nennt zudem Voraussetzungen für eine Ver-
esserung der Attraktivität der Bundeswehr und des
oldatenberufes. Er bedauert in diesem Zusammen-
ang, dass der Auftrag der Soldatinnen und Soldaten in
er Öffentlichkeit als Selbstverständlichkeit wahrge-
ommen und dass die soziale Anerkennung des soldati-
chen Dienstes in der Gesellschaft nicht hinreichend
ewürdigt werde.

ie 39. Verordnung zur Durchführung des Bundes-
mmissionsschutzgesetzes dient der Umsetzung der
U-Richtlinie über Luftqualität und saubere Luft für Eu-
opa in deutsches Recht, soweit die Umsetzung nicht
urch Gesetz erfolgt. Sie trifft für besonders gesund-
eitsschädliche Feinstäube mit einem aerodynamischen
urchmesser kleiner als 2,5 Mikrometer erstmals im-
issionsseitige Festlegungen (u.a. Ziel- und Grenzwer-

e, nationale Reduktionsziele bzw. nationale Redukti-
nsverpflichtungen).

n zweiter Lesung und Schlussabstimmung steht das
esetz zum Vertrag über die Errichtung des IT-
lanungsrats und über die Grundlagen der Zusammen-
rbeit beim Einsatz der Informationstechnologie in den
erwaltungen von Bund und Ländern zur Verabschie-
ung an, mit dem die Zustimmung zum IT-Staatsvertrag
rfolgt. Mit diesem Staatsvertrag wird der IT-
lanungsrat als neues Steuerungsgremium der Koope-
ation von Bund und Ländern im Bereich der Informati-
nstechnik eingerichtet. Der IT-Planungsrat wird die
usammenarbeit von Bund und Ländern in Fragen der

nformationstechnik koordinieren, Standards festlegen,
nd E-Government-Projekte steuern.

as in erster Lesung zur Beratung anstehende Ausfüh-
ungsgesetz zur EU-Ratingverordnung soll zur besse-
en Aufsicht über Ratingagenturen beitragen. Den Ra-
ingagenturen wird in der Finanzmarktkrise ein folgen-
eiches Versagen zum Vorwurf gemacht, da sie die
chlechte Marktlage nicht früh genug in ihren Ratings
um Ausdruck gebracht und bei Zuspitzung der Krise
iese nicht rechtzeitig angepasst haben.
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In erster Lesung beraten wir das Fünfte Gesetz zur Än-
derung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes. Im Wesent-
lichen handelt es sich um technische Anpassungen, die
in Folge der Übertragung der Kraftfahrzeugsteuer auf
den Bund, der Umsetzung EU-rechtlicher Vorgaben so-
wie verwaltungstechnischer Vereinfachungen vorge-
nommen werden.

Das Erste Gesetz zur Änderung des Direktzahlungen-
Verpflichtungengesetzes, welches wir in erster Lesung
beraten, dient der 1:1-Umsetzung der zugrundeliegen-
den europäischen Verordnungen. Vorgenommen wird
die formale Umsetzung der neuen Cross-Compliance-
Verpflichtungen im Bereich Wasserbewirtschaftung und
Gewässerschutz. Zudem werden bestimmte Beihilfen
im Weinsektor in den Anwendungsbereich des Gesetzes
einbezogen.

Das in erster Lesung zur Beratung anstehende Erste Ge-
setz zur Änderung des Telemediengesetzes dient der
1:1 Umsetzung der Richtlinie 2007/65/EG des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember
2007 zur Änderung der Richtlinie 89/552/EWG des
Rates zur
Familienunternehmer renta
Die großen familiengeführten Unternehmen
vergangenen Jahren deutlich erhöht. 2007 ko
höhen, während die durchschnittliche Eigenk
rund 20 Prozent lag. Auch bei der Umsatzre
Durchschnitt (2,3 Prozent). Auch für die Zuk
lienunternehmen einen wichtigen Beitrag: I
betrug 4,8 Prozent gegenüber dem Schnitt 3
her Bedeutung sind große Familienunterne
0,1 Prozent aller Unternehmen in Deutschlan
ihnen tätig.

(Quelle: BDI)

Die deutschen Streitkräfte erfreuen sich i
Bevölkerung einer hoher Beliebtheit
Etwa neunzig Prozent der Bundesbürger bringen der Bundeswehr Ver
der Polizei einen Spitzenplatz ein. Die positive Einstellung gegenübe
chermaßen verbreitet. Neun von zehn Bundesbürgern befürworten
und zur Katastrophenhilfe. Rund 77 Prozent befürworten darüber hin
lagen zum Schutz vor terroristischen Angriffen. 71 Prozent sprechen
zum Schutz von öffentlichen Gebäuden und sicherheitssensiblen Einr

(Quelle: Sozialwissenschaftliches Institut der Bundeswehr)

Ausbildungspakt trotz Krise erfolgreich
Trotz der Wirtschaftskrise ist die Lage am deutschen Ausbildungsma
schlossenen Ausbildungsverträge um 8,2 Prozent auf 566.000 zurück
und –fähigen Jugendlichen ein Angebot auf Ausbildung oder Qualifi
Zeitpunkt noch 4.400 Bewerber unversorgt. Ihnen stehen jedoch de
allein 11.100 unbesetzte Plätze in der Einstiegsqualifizierung.

(Quelle: Bundesagentur für Arbeit)
Koordinierung bestimmter Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften der Mitgliedsstaaten über die Ausübung
der Fernsehtätigkeit (Audiovisuelle-Mediendienste-
Richtlinie). Die Richtlinie aktualisiert die Vorschriften
für die audiovisuelle Branche und schafft einen umfas-
senden Rechtsrahmen, der sämtliche audiovisuellen
Mediendienste abdeckt. Ziel ist es, die Rechtssicherheit
innerhalb der Gemeinschaft zu verbessern und gleiche
Wettbewerbsbedingungen innerhalb der rechtlichen
Rahmenbedingungen zu schaffen.

Ziel des Antrages der Fraktionen der CDU/CSU und
FDP “Kulturtourismus in Deutschland stärken” ist es,
das reichhaltige kulturelle Angebot in Deutschland bes-
ser für den Kulturtourismus nutzbar zu machen. Die
Bundesregierung wird aufgefordert, zur Verbesserung
der Zusammenarbeit zwischen der Kultur- und der Tou-
rismusbranche beizutragen und mangelndes gegensei-
tiges Verständnis abzubauen zu helfen.Vorgeschlagen
werden u. a. ein gemeinsames Kulturtourismuskonzept,
die Auslobung eines Wettbewerbs "Kulturregion
Deutschland" und die Schaffung einer Plattform für kul-
turtouristisches Marketing.
bler als andere Unternehmen
in Deutschland haben ihre finanzielle Stabilität in den
nnten sie ihre Eigenkapitalquote auf 30,8 Prozent er-

apitalquote aller Unternehmen in Deutschland bei nur
ntabilität lagen sie mit 3,8 Prozent deutlich über dem
unftsfähigkeit Deutschlands leisten die großen Fami-

hre Investitionsquote für Forschung und Entwicklung
,9 Prozent aller FuE treibenden Unternehmen. Von ho-
hmen zudem für den Arbeitsmarkt: Obwohl sie nur
d ausmachen, sind 14 Prozent aller Beschäftigten bei

n der

trauen entgegen. Damit nimmt die Bundeswehr neben
r der Bundeswehr ist in allen sozialen Schichten glei-
den Einsatz der Bundeswehr zur Landesverteidigung
aus die Überwachung deutscher Küsten und Hafenan-
sich für den Einsatz der Bundeswehr im Landesinneren
ichtungen wie etwa Kernkraftwerken aus.

rkt insgesamt positiv. Zwar ist die Zahl der neu abge-
gegangen, dennoch konnte jedem ausbildungswilligen
zierung gemacht werden. Insgesamt sind zum jetzigen
utlich mehr offene Angebote zur Verfügung, darunter


